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Vermögensverwaltung

Obsorgeberechtigte haben die Pfl icht, das Vermögen (z.B. Erspar-
tes oder Erbe) des ihnen anvertrauten Kindes zu verwalten, zu 
erhalten und nach Möglichkeiten zu vermehren. Die Vorschriften 
über die Vermögensverwaltung sind nur dann relevant, wenn ein 
nennenswertes Vermögen des Kindes bzw. minderjährigen Ju-
gendlichen vorhanden ist. Da UMF in der Regel über kein solches 
Vermögen verfügen, ist dieser Teil der Obsorge bei minderjähri-
gen Gefl üchteten zumeist nicht besonders relevant.

Hintergrund und Entwicklungen

Nach wie vor gibt es große Defi zite in der Regelung der Obsorge 
für UMF, obwohl in den letzten fünzehn Jahren wesentliche 
Fortschritte in diesem Bereich erzielt werden konnten. Bis zum 
Jahr 2005 wurde nämlich in Österreich die Obsorgepfl icht bei 
UMF überhaupt nicht (als Problem) wahrgenommen. Es gelang 
den NGOs im Flüchtlingsbereich trotz jahrelanger Lobbyarbeit 
nur selten, die Verantwortlichen in der Kinder- und Jugendhilfe 
davon zu überzeugen, dass sie verpfl ichtet sind, die Regelung 
der Obsorge von UMF bei Gericht zu beantragen. 

Am 19.10.2005 erklärte der Oberste Gerichtshof (7Ob209/05v), 
dass UMF eine obsorgeberechtigte Person oder Stelle zur Seite 
zu stellen ist. Heute wird der überwiegenden Mehrzahl der 
UMF nach der Zulassung zum Asylverfahren ein_e Obsorgebe-
rechtigte_r zur Seite gestellt. Die Entscheidung besagt 
aber auch, dass erst ab dem so genannten „gewöhnlichen 
Aufenthalt“ eines Kindes in Österreich die Übertragung der 
Obsorge notwendig sei. Allerdings wird dieser „gewöhnliche 
Aufenthalt“ von den Gerichten im Allgemeinen erst ab einer 
Aufenthaltsdauer von ungefähr sechs Monaten und der weit-
gehenden Integration des Kindes angenommen. Das führt 
dazu, dass besonders während des Zulassungsverfahrens die 
Obsorge weiterhin ungeklärt bleibt. Die Forderung der NGOs 
und der Kinder-0  und Jugendanwaltschaften nach einer „Obsor-
ge ab dem ersten Tag“ wartet immer noch auf ihre Durch-
setzung.

Auch nach dem Zulassungsverfahren werden in der täglichen 
Praxis die Verpfl ichtungen der Obsorge oft nur unzureichend 
wahrgenommen. Oft kennen Kinder oder minderjährige Jugend-
liche die für sie obsorgeberechtigte Person nicht einmal persön-
lich. Es gibt allerdings auch positive Beispiele, wo sich die Verant-
wortlichen sehr eingehend mit den minderjährigen Flüchtlingen 
auseinandersetzen.
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Obsorge minderjähriger Flüchtlinge ylannehmen, dass diese aus dem Westen Geld mitbringen. Aber 

auch medizinische Probleme sind kaum zu lösen. Selbst Hilfe in 
Notfällen ist mit den 15 (!) verfügbaren Krankenwagen in der 
Millionenstadt Kabul nicht gewährleistet.

In Österreich bekamen 2017 mehr als 80 % der afghanischen Flücht-
linge entweder Asyl oder subsidiären Schutz zuerkannt. Die häufi ge 
Unterstellung, die meisten Afghanen hätten nur wirtschaftliche 
Gründe für ihre Flucht, wird von dieser Statistik eindeutig widerlegt. 
Richtig ist, dass die erste Instanz, das Bundesamt für Fremdenwesen 
und Asyl (BFA) in den letzten Monaten sehr häufi g negative Entschei-
dungen fällt und die Betroffenen in die Beschwerdeinstanz (Bundes-
verwaltungsgericht, BVwG) gehen müssen.

Die häufi gen negativen Bescheide könnten auch damit zu tun 
haben, dass nach der Unterzeichnung des zynischerweise „Joint 
Way Forward“ betitelten Abkommens zwischen der EU und 
Afghanistan im Oktober 2016, abgelehnte AsylwerberInnen 
leichter abgeschoben werden können. Afghanische Botschaften 
stellen nun erstmals wieder für abgelehnte AsylwerberInnen 
fehlende Reisepapiere aus. Im Gegenzug erhält das Land 
1,2 Milliarden Euro Finanzhilfen bis 2020.

Dazu kommen häufi ge negative Schlagzeilen und eine Diffamie-
rungskampagne der InnenministerInnen. So startete Johanna 
Mikl-Leitner im März 2016 eine Kampagne unter dem Hashtag 
„Wirtschaftsfl üchtlinge“ und auch der nachfolgende Innenminister 
Wolfgang Sobotka spricht von Afghanen mit Vorliebe in Zusammen-
hang mit Drogen- oder Sexualdelikten und setzte neben zwangs-
weisen Abschiebungen auch auf „freiwillige“ Rückkehr 
(Sobotka-1.000er).

Die asylkoordination österreich will der Diffamie-
rung aller AfghanInnen gegensteuern und bietet 
gemeinsam mit jungen afghanischen Flüchtlin-
gen Workshops für Schulen an. „Stationen einer 
Flucht“ oder „Afghanische Drachen am österrei-
chischen Himmel“ bieten Informationen aus erster 
Hand über das vom Krieg gezeichnete Land und 
die Flucht nach Europa.

Afghanistan ist kein sicheres Land – nicht für seine Bewohne-
rInnen, erst recht nicht für Flüchtlinge und RückkehrerInnen. 
Afghanische Flüchtlinge müssen deshalb in Österreich weiterhin 
Aufnahme und Schutz erhalten. Abschiebungen nach Afghanis-
tan verstoßen gegen das in der Europäischen Menschenrechts-
konvention verankerte Verbot, Menschen in Länder zurückzu-
schieben, in denen ihnen Gefahr für Leib und Leben droht.
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Afghanistan ist nicht sicher

FORDERUNGEN

• Afghanische Flüchtlinge müssen weiter-
hin Aufnahme und Schutz erhalten

• Stopp der Abschiebungen nach Afgha-
nistan und in andere Krisenregionen

• Verlängerung von subsidiärem Schutz 
auch nach Vollendung des 17. Lebens-
jahres

• Anerkennung von Patenschaften oder 
ähnlichen familienähnlichen Beziehun-
gen als schützenswertes Privat- und 
Familienleben 

• Zugang zu Sprach- und anderen Kurs-
maßnahmen (Integrationsjahr, Kom-
petenzcheck etc.) schon während des 
Asylverfahrens 

• Außenpolitisches Engagement zur 
Beilegung des Konfl ikts in Afghanistan 
und anderen Krisenregionen.
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Obsorge für unbegleitete  
Kinderflüchtlinge

asylkoordinaten 9 der asylkoodrination österreich

Eltern haben Rechte und Pflichten gegenüber ihren minderjährigen Kindern – im juristischen Fachbegriff  
sprechen wir von Obsorge. Obsorge umfasst Fragen der Erziehung ebenso wie die gesetzliche Vertretung  
oder die Verwaltung von Vermögen. Was aber, wenn die Eltern nicht verfügbar sind?

Wenn Minderjährige sich ohne Obsorgeberechtigte in Öster-
reich aufhalten oder Eltern aus anderen Gründen die Obsorge 
nicht ausüben können, sollte die Obsorge Verwandten oder 
anderen besonders geeigneten Personen gerichtlich übertragen 
werden. Stehen solche nicht zur Verfügung, so überträgt das 
Pflegschaftsgericht die Obsorge dem zuständigen Kinder- und 
Jugendhilfeträger (z.B. in Wien der MA11). Zuständig ist das 
Bezirksgericht am Wohnort des/der Minderjährigen.

Denkt man an unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (UMF), 
so wird schnell klar, dass die Eltern dieser Kinder nur schwer in 
der Lage sein können, vom Herkunftsland aus alle ihre Rechte 
und Pflichten zu erfüllen. Da sie eben ohne Eltern und in der 
Regel ohne geeignete Verwandte nach Österreich kommen und 

daher über keine Obsorgeberechtigten in Österreich verfügen, wird 
die Obsorge von der Kinder- und Jugendhilfe (in Wien der MA11) 
übernommen – dies geschieht zumeist erst nach Zulassung zum 
Asylverfahren.

In der Regel stellt die Kinder- und Jugendhilfe einen Antrag auf 
Übertragung der Obsorge, welchem das jeweilige Bezirksgericht im 
Normalfall nachkommt. Aber auch ohne Obsorgeübertragung von 
einem Gericht ist die zuständige Kinder- und Jugendhilfe für das 
Kind verantwortlich.

Laut UN-Kinderrechtskonvention (KRK) sollten Kinder von Anfang 
an, also ab ihrer Ankunft oder Identifizierung als UMF Obsorge-
berechtigte haben. Während des Zulassungsverfahrens wird dem 

Foto: XXXX

Bei gleichzeitiger oder in großer zeitlicher Nähe erfolgender An-
 tragstellung ist der Mitgliedsstaat zuständig, der für die Mehr-
heit der Familienangehörigen zuständig ist. Andern falls der Mit  -
gliedsstaat, der für das älteste Familienmitglied zuständig ist.

3. Hat der/die AsylwerberIn einen gültigen Aufenthaltsti-
tel oder ein Visum? (Art. 12)
Besitzt der/die AntragstellerIn einen gültigen Aufenthaltstitel
oder ein gültiges Schengen-Visum, so ist der Mitgliedsstaat, der
den Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, für die 
Prüfung des Asylantrags zuständig.
Praxisbeispiel:
Ein Flüchtling aus dem Iran reist mit einem in Frankreich ausge-
stellten Schengen-Visum in Österreich ein und stellt hier einen
Asylantrag. Weil nach Art. 12 Dublin-VO Frankreich zuständig
ist, wird er nach Frankreich abgeschoben.

4. Durfte die/der AsylwerberIn in einen Mitgliedsstaat
ohne Visum einreisen? 
Es ist jener Mitgliedsstaat für die Bearbeitung eines Asylantrags
zuständig, der jemanden ohne Visum einreisen ließ. (Art. 14) 

5. Hat der/die AsylwerberIn den Asylantrag im Transitbe-
reich eines Flughafens gestellt?
Es ist jener Mitgliedsstaat zuständig, auf dessen Territorium im
Transitbereich eines Flughafens der Antrag gestellt wurde. (Art. 15)

Freiwillige Übernahme

Auch wo Bedingungen für eine Überstellung in ein anderes
Land erfüllt sind, muss eine Abschiebung nicht zwingend erfol-
gen (Art. 17 Abs. 1). Jeder Mitgliedsstaat kann beschließen die
Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens freiwil-
lig zu übernehmen. Dies kann zum Beispiel bei besonders ver-
letzlichen Gruppen passieren. 

Welche Rechtsmittel sind gegen eine 
Dublin-Entscheidung möglich?

Gegen einen negativen Dublin-Bescheid kann innerhalb von 
7 Tagen eine Beschwerde beim Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) eingereicht werden. Das BFA übermittelt den Fall
an das für die Beschwerde zuständige Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG).

Das BVerwG entscheidet innerhalb von 7 Tagen über ein
Aufenthaltsrecht während des Beschwerdeverfahrens (auf-
schiebende Wirkung). Diese Frist beginnt aber ab tatsächlichem
EINLANGEN der Akte beim BVerwG zu laufen.

Wird keine aufschiebende Wirkung (Aufenthaltsrecht
während der Beschwerde) zuerkannt bzw. verstreicht die Frist
ohne Reaktion des BVerwG, kann eine Abschiebung trotz lau-
fender Beschwerde erfolgen.

Wird einer Beschwerde stattgegeben darf der/die Betroffene
wieder nach Österreich einreisen und bekommt die weiße
Karte. Aber: Nicht immer beginnt damit auch das inhaltliche
Asylverfahren, möglicherweise waren nur Verfahrensfehler 
für die Entscheidung des Gerichts ausschlaggebend und das
Dublin-Verfahren wird fortgesetzt.

Argumente für einen freiwilligen
Selbsteintritt 

Relevante Aspekte sind: Probleme bei der medizinischen Ver-
sorgung, dem Zugang zum Asylverfahren, den Verfahrensstan-
dards (professionelle DolmetscherInnen, rechtsstaatliche An -
hörung, wirksame Rechtsmittel etc.), Mängel bei der Unterbrin-
gung und sozialen Unterstützung, sowie drohende Inhaftie-
rung, Reiseunfähigkeit bzw. andere Überstellungshindernisse.
Außerdem: Negative Auswirkung der Abschiebung auf psychi-
sche und/oder physische Gesundheit.

Wichtig ist somit, Information über Erkrankungen an
Behörden weiterzuleiten, einschließlich ärztlicher Atteste und
Gutachten. Zur Begründung einer Beschwerde können auch Er-
 fahrungsberichte über Probleme im Transitland erstellt werden.
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Die teilnehmenden Staaten
Neben den EU-Mitgliedsstaaten wenden auch Nicht-Mitgliedsstaaten, wie 
Norwegen, Island, die Schweiz und Liechtenstein durch ein Übereinkommen
mit der EU die Dublin-Instrumente an.

Dublin-Verordnung

Nicht EU-Mitgliedstaaten, die Dublin III-VO anwenden

ylannehmen, dass diese aus dem Westen Geld mitbringen. Aber 
auch medizinische Probleme sind kaum zu lösen. Selbst Hilfe in 
Notfällen ist mit den 15 (!) verfügbaren Krankenwagen in der 
Millionenstadt Kabul nicht gewährleistet.

In Österreich bekamen 2017 mehr als 80 % der afghanischen Flücht-
linge entweder Asyl oder subsidiären Schutz zuerkannt. Die häufi ge 
Unterstellung, die meisten Afghanen hätten nur wirtschaftliche 
Gründe für ihre Flucht, wird von dieser Statistik eindeutig widerlegt. 
Richtig ist, dass die erste Instanz, das Bundesamt für Fremdenwesen 
und Asyl (BFA) in den letzten Monaten sehr häufi g negative Entschei-
dungen fällt und die Betroffenen in die Beschwerdeinstanz (Bundes-
verwaltungsgericht, BVwG) gehen müssen.

Die häufi gen negativen Bescheide könnten auch damit zu tun 
haben, dass nach der Unterzeichnung des zynischerweise „Joint 
Way Forward“ betitelten Abkommens zwischen der EU und 
Afghanistan im Oktober 2016, abgelehnte AsylwerberInnen 
leichter abgeschoben werden können. Afghanische Botschaften 
stellen nun erstmals wieder für abgelehnte AsylwerberInnen 
fehlende Reisepapiere aus. Im Gegenzug erhält das Land 
1,2 Milliarden Euro Finanzhilfen bis 2020.

Dazu kommen häufi ge negative Schlagzeilen und eine Diffamie-
rungskampagne der InnenministerInnen. So startete Johanna 
Mikl-Leitner im März 2016 eine Kampagne unter dem Hashtag 
„Wirtschaftsfl üchtlinge“ und auch der nachfolgende Innenminister 
Wolfgang Sobotka spricht von Afghanen mit Vorliebe in Zusammen-
hang mit Drogen- oder Sexualdelikten und setzte neben zwangs-
weisen Abschiebungen auch auf „freiwillige“ Rückkehr 
(Sobotka-1.000er).

Die asylkoordination österreich will der Diffamie-
rung aller AfghanInnen gegensteuern und bietet 
gemeinsam mit jungen afghanischen Flüchtlin-
gen Workshops für Schulen an. „Stationen einer 
Flucht“ oder „Afghanische Drachen am österrei-
chischen Himmel“ bieten Informationen aus erster 
Hand über das vom Krieg gezeichnete Land und 
die Flucht nach Europa.

Afghanistan ist kein sicheres Land – nicht für seine Bewohne-
rInnen, erst recht nicht für Flüchtlinge und RückkehrerInnen. 
Afghanische Flüchtlinge müssen deshalb in Österreich weiterhin 
Aufnahme und Schutz erhalten. Abschiebungen nach Afghanis-
tan verstoßen gegen das in der Europäischen Menschenrechts-
konvention verankerte Verbot, Menschen in Länder zurückzu-
schieben, in denen ihnen Gefahr für Leib und Leben droht.
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Afghanistan ist nicht sicher

FORDERUNGEN

• Afghanische Flüchtlinge müssen weiter-
hin Aufnahme und Schutz erhalten

• Stopp der Abschiebungen nach Afgha-
nistan und in andere Krisenregionen

• Verlängerung von subsidiärem Schutz 
auch nach Vollendung des 17. Lebens-
jahres

• Anerkennung von Patenschaften oder 
ähnlichen familienähnlichen Beziehun-
gen als schützenswertes Privat- und 
Familienleben 

• Zugang zu Sprach- und anderen Kurs-
maßnahmen (Integrationsjahr, Kom-
petenzcheck etc.) schon während des 
Asylverfahrens 

• Außenpolitisches Engagement zur 
Beilegung des Konfl ikts in Afghanistan 
und anderen Krisenregionen.
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daher über keine Obsorgeberechtigten in Österreich verfügen, 
wird die Obsorge von der Kinder- und Jugendhilfe über-
nommen – dies geschieht zumeist erst nach Zulassung zum 
Asylverfahren.
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lische Wohl und vor allem die Gesundheit des Kindes sicher-
stellen, das Kind nach Fähigkeiten und Neigungen fördern und 
dabei die Entwicklung und das Urteilsvermögen berücksichti-
gen. Die/Der Obsorgeberechtigte trägt Verantwortung für die 
Ausbildung in Schule und Beruf. Erziehung hat also eine große 
Bandbreite, umfasst beispielsweise die Schulwahl, aber auch 
die Vermittlung von Regeln und jede Art lebenspraktischer 
Kompetenzen. 

Gesetzliche Vertretung

Unter gesetzlicher Vertretung versteht man allgemein die 
Berechtigung und Verpflichtung, im Namen des Kindes „nach 
außen hin“ – also im Verhältnis zu anderen Personen – wirk-
same Rechtshandlungen vorzunehmen. Unter die gesetzliche 
Vertretung fällt beispielsweise die Vertretung des Kindes vor 
Behörden, der Abschluss eines Vertrags oder die Zustimmung zu 
einer Operation.

Bei UMF kommt zusätzlich die Vertretung im Asylverfahren 
hinzu. Im Zulassungsverfahren gibt es bei UMF noch keine  
obsorgeberechtigte Person oder Stelle. UMF bekommen 
Rechtsberater_innen zur Seite gestellt, die die gesetzliche 
Vertretung der Minderjährigen bis zum Ende des Zulassungs-
verfahrens übernehmen. Die Rechtsberater_innen haben  
die rechtliche Vertretung allerdings nur rund um das Asyl-
verfahren, ansonsten dürfen sie keine rechtliche Vertretung 
übernehmen.

Werden die minderjährigen Asylwerber_innen zum inhaltlichen 
Asylverfahren zugelassen, obliegt die rechtliche Vertretung der 
Obsorgeberechtigten, in der Regel der Kinder- und Jugendhilfe. 
In Wien ist das die MA11, in manchen anderen Bundesländern 
wird diese Aufgabe an NGOs ausgelagert.

Die Rechtsvertreter sind bei jeder Befragung der minderjährigen 
Flüchtlinge anwesend. War dies zum Beispiel bei der Erstbefra-
gung nicht der Fall, kann verlangt werden, dass diese im Beisein 
einer Rechtsvertreterin/eines Rechtsvertreters wiederholt wird. 

Gerade UMF benötigen eine umfassende Rechtsvertretung,  
um im Sinne des Kindeswohles ein faires Verfahren zu gewähr-
leisten. Dies beinhaltet in der Regel:

• Aufklärung über den Inhalt und Ablauf des Asyl-
verfahrens und Perspektivenabklärung,

• Vorbereitungs- und Nachbereitungsgespräche zu 
Einvernahmen am Bundesamt für Fremdenwesen 
und Asyl (BFA), 

• Begleitungen zur Einvernahme am BFA, 

• Einbringen von Stellungnahmen und Beweisanträgen 
sowie Unterstützung bei der Beschaffung von Beweis-
mitteln, 

• „Übersetzungen“ von Bescheiden für die Kinder und 
Jugendlichen und Erörterung der Konsequenzen, 

• Beschwerdeführung, Vorbereitungs- und Nachberei-
tungsgespräche zur Verhandlung beim Bundesver-
waltungsgericht (BVwG) sowie 

• die Begleitung zur Verhandlung beim BVwG. 

Hinsichtlich der rechtlichen Vertretung im Asylverfahren gibt es  
in den Bundesländern verschiedene Modelle. In Wien erfolgt  
die Rechtsvertretung durch die MA11 selbst, in einer eigenen 
Abteilung. Das ist auch in Niederösterreich und Tirol so, auch  
da erfolgt die Rechtsvertretung durch eine Abteilung der Kinder- 
und Jugendhilfe. 

In den anderen Bundesländern wird die Rechtsvertretung an Dritte 
(NGOs) ausgelagert. Im Burgenland, der Steiermark, Vorarlberg 
und Kärnten überträgt die Kinder- und Jugendhilfe die gesetzliche 
Vertretung zumeist der Diakonie oder der Caritas, in Oberösterreich 
und Salzburg wird die gesetzliche Vertretung gemeinsam mit der 
Pflege und Erziehung an die betreuenden Einrichtungen übertra-
gen, die dann eigene Rechtsberater_innen engagieren. Auch im 
Asylrecht spezialisierte Anwält_innen werden von der Kinder- und 
Jugendhilfe bzw. den zuständigen NGOs in manchen Fällen hinzu-
gezogen.
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Bei gleichzeitiger oder in großer zeitlicher Nähe erfolgender An-
 tragstellung ist der Mitgliedsstaat zuständig, der für die Mehr-
heit der Familienangehörigen zuständig ist. Andern falls der Mit  -
gliedsstaat, der für das älteste Familienmitglied zuständig ist.

3. Hat der/die AsylwerberIn einen gültigen Aufenthaltsti-
tel oder ein Visum? (Art. 12)
Besitzt der/die AntragstellerIn einen gültigen Aufenthaltstitel
oder ein gültiges Schengen-Visum, so ist der Mitgliedsstaat, der
den Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, für die 
Prüfung des Asylantrags zuständig.
Praxisbeispiel:
Ein Flüchtling aus dem Iran reist mit einem in Frankreich ausge-
stellten Schengen-Visum in Österreich ein und stellt hier einen
Asylantrag. Weil nach Art. 12 Dublin-VO Frankreich zuständig
ist, wird er nach Frankreich abgeschoben.

4. Durfte die/der AsylwerberIn in einen Mitgliedsstaat
ohne Visum einreisen? 
Es ist jener Mitgliedsstaat für die Bearbeitung eines Asylantrags
zuständig, der jemanden ohne Visum einreisen ließ. (Art. 14) 

5. Hat der/die AsylwerberIn den Asylantrag im Transitbe-
reich eines Flughafens gestellt?
Es ist jener Mitgliedsstaat zuständig, auf dessen Territorium im
Transitbereich eines Flughafens der Antrag gestellt wurde. (Art. 15)

Freiwillige Übernahme

Auch wo Bedingungen für eine Überstellung in ein anderes
Land erfüllt sind, muss eine Abschiebung nicht zwingend erfol-
gen (Art. 17 Abs. 1). Jeder Mitgliedsstaat kann beschließen die
Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens freiwil-
lig zu übernehmen. Dies kann zum Beispiel bei besonders ver-
letzlichen Gruppen passieren. 

Welche Rechtsmittel sind gegen eine 
Dublin-Entscheidung möglich?

Gegen einen negativen Dublin-Bescheid kann innerhalb von 
7 Tagen eine Beschwerde beim Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) eingereicht werden. Das BFA übermittelt den Fall
an das für die Beschwerde zuständige Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG).

Das BVerwG entscheidet innerhalb von 7 Tagen über ein
Aufenthaltsrecht während des Beschwerdeverfahrens (auf-
schiebende Wirkung). Diese Frist beginnt aber ab tatsächlichem
EINLANGEN der Akte beim BVerwG zu laufen.

Wird keine aufschiebende Wirkung (Aufenthaltsrecht
während der Beschwerde) zuerkannt bzw. verstreicht die Frist
ohne Reaktion des BVerwG, kann eine Abschiebung trotz lau-
fender Beschwerde erfolgen.

Wird einer Beschwerde stattgegeben darf der/die Betroffene
wieder nach Österreich einreisen und bekommt die weiße
Karte. Aber: Nicht immer beginnt damit auch das inhaltliche
Asylverfahren, möglicherweise waren nur Verfahrensfehler 
für die Entscheidung des Gerichts ausschlaggebend und das
Dublin-Verfahren wird fortgesetzt.

Argumente für einen freiwilligen
Selbsteintritt 

Relevante Aspekte sind: Probleme bei der medizinischen Ver-
sorgung, dem Zugang zum Asylverfahren, den Verfahrensstan-
dards (professionelle DolmetscherInnen, rechtsstaatliche An -
hörung, wirksame Rechtsmittel etc.), Mängel bei der Unterbrin-
gung und sozialen Unterstützung, sowie drohende Inhaftie-
rung, Reiseunfähigkeit bzw. andere Überstellungshindernisse.
Außerdem: Negative Auswirkung der Abschiebung auf psychi-
sche und/oder physische Gesundheit.

Wichtig ist somit, Information über Erkrankungen an
Behörden weiterzuleiten, einschließlich ärztlicher Atteste und
Gutachten. Zur Begründung einer Beschwerde können auch Er-
 fahrungsberichte über Probleme im Transitland erstellt werden.
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Dublin-Verordnung
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Die teilnehmenden Staaten
Neben den EU-Mitgliedsstaaten wenden auch Nicht-Mitgliedsstaaten, wie 
Norwegen, Island, die Schweiz und Liechtenstein durch ein Übereinkommen
mit der EU die Dublin-Instrumente an.

Dublin-Verordnung

Nicht EU-Mitgliedstaaten, die Dublin III-VO anwenden
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Die Pflege und Erziehung als ein Teil der Obsorge wird bei UMF 
in der Regel von der Kinder- und Jugendhilfe an Betreuungsein-
richtungen (oft von NGOs geführt) übertragen. Die Kinder- und 
Jugendhilfe hat aber weiterhin die Obsorge inne und daher sind 
relevante Ereignisse umgehend der Kinder- und Jugendhilfe (in 
Wien der MA11) zu melden.

Die mit diesem Teil der Obsorge ausgestattete Einrichtung muss 
eine altersadäquate Tagesstruktur bieten und Angebote in den 
Bereichen Bildung, Sport und Freizeit bereitstellen. Hierbei muss 
die/der Obsorgeberechtigte das körperliche, geistige und see-
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allerdings nur hinsichtlich der Rechtsvertretung im Asylverfahren 
nachgekommen. Nur in Einzelfällen übernimmt die zuständige 
Kinder- und Jugendhilfe auch die anderen Aspekte der Obsorge. 
Während des Aufenthaltes in der Bundesbetreuung (Traiskirchen 
oder Reichenau/Rax) haben UMF also keine Obsorgeberechtigte.

Sobald die Obsorge übertragen ist, übernimmt die Kinder- und 
Jugendhilfe alle Aufgaben der Obsorgeberechtigten. Obsorge um-
fasst immer drei Bereiche: Pflege und Erziehung (§ 160 ff ABGB), 
Vermögensverwaltung (§§ 164 ff ABGB) und schließlich die recht-
liche Vertretung (§§ 167 ff ABGB), die im Asylverfahren besonders 
wichtig ist. Die Kinder- und Jugendhilfe (in Wien die MA11) kann 
einen oder mehrere Bereiche der Obsorge an andere geeignete 
Betreuungseinrichtungen (z.B. von NGOs) übertragen.

Pflege und Erziehung

Pflege und Erziehung bedeutet die tatsächliche Betreuung und 
Beaufsichtigung des Kindes und die Vertretung gegenüber 
Dritten. Unter Pflege und Erziehung fallen etwa Unterbringung, 
Verköstigung, Beaufsichtigung und das Aufenthaltsbestimmungs-
recht. Das heißt, die obsorgeberechtigte Person bestimmt den 
Wohnort des Kindes und entscheidet, wann, wo und wie lange 
er/sie sich (alleine) aufhalten darf, wobei hier bei UMF asyl- bzw. 
grundversorgungsrechtliche Einschränkungen hinzukommen.  
Das Ausmaß der Aufenthaltsbestimmung ist vom Alter und der 
Reife des Kindes abhängig. 
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Dublin-Verordnung

Die Grundregel

Entsprechend dem Verantwortungsprinzip, soll das Asylverfah-
ren in jenem Staat durchgeführt werden, der die Einreise in die
EU zugelassen hat. Es gibt allerdings eine Reihe von Zuständig-
keitskriterien die diese Grundregel einschränken oder präzisie-
ren. Die Prüfung der Zuständigkeitskriterien der Dublin-III-VO
wird in festgelegter Reihenfolge durchgeführt.

Zuständigkeitskriterien

1. Handelt es sich um einen unbegleiteten Minderjährigen?
(Art. 8) 
Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gibt es günstigere
Kriterien: Hier ist in der Regel der Staat zuständig, in dem sich
der Minderjährige sich aufhält. 

Praxisbeispiel: Ein somalischer UMF kommt aus Libyen über
das Mittelmeer nach Italien und wird dort registriert. Nach sei-
ner Weiterreise durchquert er unbemerkt Österreich, wird aber
in Deutschland von den Behörden aufgegriffen. Mit Hilfe von
Schleppern gelangt er schließlich nach Schweden, wo er einen
Asylantrag stellt. Schweden ist für die Durchführung des Asyl-
verfahrens zuständig, er muss nicht befürchten nach Deutsch-
land oder Italien zurückgeschoben zu werden. Dies bedeutet
allerdings nicht, dass der somalische UMF sich legal von Italien
nach Schweden hätte begeben können. Er musste auch inner-
halb der EU jede Grenze „illegal“ überschreiten.

Minderjährige sollen auch, „sofern es dem Wohl des Minder-
jährigen dient“ mit ihren Familienmitgliedern zusammenge-
führt werden. Wobei ein weiter gefasster Familienbegriff zur
Anwendung kommt: Minderjährige Flüchtlinge können nicht
nur mit ihren Eltern, sondern auch mit anderen Verwandten
(Geschwister, Onkel, Tante, Großeltern), zusammengeführt
werden. Zuständig für die Durchführung des Verfahrens ist
dann der Staat, in dem sich diese Verwandten aufhalten.

Praxisbeispiel: Ein zehnjähriger afghanischer Bub flüchtet mit
dem zwanzigjährigen Bruder seines Vaters nach Europa. In
Österreich werden die beiden getrennt. Dem Onkel gelingt die

Weiterreise nach Belgien, der Bub kommt in ein Kriseninterven-
tionszentrum der Kinder- und Jugendhilfe – später zu einer
Pflegefamilie. Nachdem der Kontakt zum Onkel wiederherge-
stellt wurde, ist eine Familienzusammenführung in Belgien
möglich. Es muss allerdings überprüft werden, ob eine solche
Zusammenführung dem Kindeswohl entspricht.

2. Gibt es Familienmitglieder in Österreich oder in einem 
anderen Dublin-Staat? (Art. 9 bis 11) 
Wenn ein/e Familienangehörige/r eines/einer AsylwerberIn in
einem anderen Mitgliedsstaat bereits internationalen Schutz
erhalten hat, ist dieser Staat zuständig. Dasselbe gilt, wenn der
Asylantrag gestellt wurde und es noch keine Entscheidung in
erster Instanz gibt. Wurde der Antrag bereits abgelehnt und
befindet sich in der Berufungsinstanz gibt es keine Familienzu-
sammenführung. In beiden Fällen ist die Zustimmung der 
Familienmitglieder zur Zusammenführung erforderlich. 

Praxisbeispiel 1: Ein Ehepaar mit einem siebenjährigen Sohn
wurde auf der Flucht getrennt. Der Mann erreicht mit dem
Buben das ursprüngliche Ziel Frankreich, wo sie einen Asylan-
trag stellen. Die Frau stellt in Österreich einen Asylantrag und
wird mit ihrem Mann und Sohn in Frankreich zusammengeführt.

Praxisbeispiel 2: Eine fünfköpfige Familie wurde getrennt.
Dem Vater ist es gelungen mit den beiden älteren Kindern nach
Österreich zu kommen und einen Asylantrag zu stellen. Die
Mutter und die einjährige Tochter sind in Griechenland zurück-
geblieben. In Griechenland gelingt es der Frau nicht einen An-
trag einzubringen. Obwohl Österreich für die Bearbeitung aller
Anträge zuständig wäre, gestaltet sich die Familienzusammen-
führung schwierig. Der Ausgang bleibt ungewiss. Schließlich
macht sich die Frau mit dem Kind auf eigene Faust auf den 
(illegalen) Weg nach Österreich.

Wer gehört zur Familie?
Die Kernfamilie (Ehe-/Lebenspartner und minderjährige Kinder 
und ihre Eltern). 
Für die Familienzusammenführung werden auch andere Famili-
enangehörige erfasst, wenn eine/r der Familienangehörigen
hilfsbedürftig ist, bzw. von der Unterstützung der Angehörigen
abhängig ist (Alter, Krankheit oder Schwangerschaft). (Art. 16)

Praxisbeispiel: Ein neunzehnjähriger Syrer möchte zu seiner
fünfundzwanzigjährigen Schwester, die in den Niederlanden
lebt. Er wird in Österreich aufgegriffen und stellt einen Asylan-
trag. Eine Zusammenführung der Geschwister ist nicht mög-
lich, da sie beide volljährig sind.

Was geschieht, wenn ein Teil der Familie in einem und der
andere Teil in einem anderen Mitgliedsstaat einen Asylan-
trag gestellt hat?

asylKOORDINATEN

asylkoordination
österreich

RANGFOLGE DER ZUSTÄNDIGKEITSKRITERIEN
• Minderjährige (unbegleitete) – Art. 8
• Familienangehörige mit int. Schutzstatus – Art. 9
• Familienangehörige, die Antragsteller sind – Art. 10
• Mehrere Familienangehörige stellen Antrag – Art. 11
• Aufenthaltstitel / Visa – Art. 12
• (illegale) Einreise und/oder Aufenthalt – Art. 13
• Visafreie Einreise – Art. 14
• Transitbereich eines Flughafens – Art. 15
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Die Pflege und Erziehung als ein Teil der Obsorge wird bei UMF 
in der Regel von der Kinder- und Jugendhilfe an Betreuungsein-
richtungen (oft von NGOs geführt) übertragen. Die Kinder- und 
Jugendhilfe hat aber weiterhin die Obsorge inne und daher sind 
relevante Ereignisse umgehend der Kinder- und Jugendhilfe (in 
Wien der MA11) zu melden.

Die mit diesem Teil der Obsorge ausgestattete Einrichtung muss 
eine altersadäquate Tagesstruktur bieten und Angebote in den 
Bereichen Bildung, Sport und Freizeit bereitstellen. Hierbei muss 
die/der Obsorgeberechtigte das körperliche, geistige und see-
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allerdings nur hinsichtlich der Rechtsvertretung im Asylverfahren 
nachgekommen. Nur in Einzelfällen übernimmt die zuständige 
Kinder- und Jugendhilfe auch die anderen Aspekte der Obsorge. 
Während des Aufenthaltes in der Bundesbetreuung (Traiskirchen 
oder Reichenau/Rax) haben UMF also keine Obsorgeberechtigte.

Sobald die Obsorge übertragen ist, übernimmt die Kinder- und 
Jugendhilfe alle Aufgaben der Obsorgeberechtigten. Obsorge um-
fasst immer drei Bereiche: Pflege und Erziehung (§ 160 ff ABGB), 
Vermögensverwaltung (§§ 164 ff ABGB) und schließlich die recht-
liche Vertretung (§§ 167 ff ABGB), die im Asylverfahren besonders 
wichtig ist. Die Kinder- und Jugendhilfe (in Wien die MA11) kann 
einen oder mehrere Bereiche der Obsorge an andere geeignete 
Betreuungseinrichtungen (z.B. von NGOs) übertragen.

Pflege und Erziehung

Pflege und Erziehung bedeutet die tatsächliche Betreuung und 
Beaufsichtigung des Kindes und die Vertretung gegenüber 
Dritten. Unter Pflege und Erziehung fallen etwa Unterbringung, 
Verköstigung, Beaufsichtigung und das Aufenthaltsbestimmungs-
recht. Das heißt, die obsorgeberechtigte Person bestimmt den 
Wohnort des Kindes und entscheidet, wann, wo und wie lange 
er/sie sich (alleine) aufhalten darf, wobei hier bei UMF asyl- bzw. 
grundversorgungsrechtliche Einschränkungen hinzukommen.  
Das Ausmaß der Aufenthaltsbestimmung ist vom Alter und der 
Reife des Kindes abhängig. 
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Dublin-Verordnung

Die Grundregel

Entsprechend dem Verantwortungsprinzip, soll das Asylverfah-
ren in jenem Staat durchgeführt werden, der die Einreise in die
EU zugelassen hat. Es gibt allerdings eine Reihe von Zuständig-
keitskriterien die diese Grundregel einschränken oder präzisie-
ren. Die Prüfung der Zuständigkeitskriterien der Dublin-III-VO
wird in festgelegter Reihenfolge durchgeführt.

Zuständigkeitskriterien

1. Handelt es sich um einen unbegleiteten Minderjährigen?
(Art. 8) 
Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gibt es günstigere
Kriterien: Hier ist in der Regel der Staat zuständig, in dem sich
der Minderjährige sich aufhält. 

Praxisbeispiel: Ein somalischer UMF kommt aus Libyen über
das Mittelmeer nach Italien und wird dort registriert. Nach sei-
ner Weiterreise durchquert er unbemerkt Österreich, wird aber
in Deutschland von den Behörden aufgegriffen. Mit Hilfe von
Schleppern gelangt er schließlich nach Schweden, wo er einen
Asylantrag stellt. Schweden ist für die Durchführung des Asyl-
verfahrens zuständig, er muss nicht befürchten nach Deutsch-
land oder Italien zurückgeschoben zu werden. Dies bedeutet
allerdings nicht, dass der somalische UMF sich legal von Italien
nach Schweden hätte begeben können. Er musste auch inner-
halb der EU jede Grenze „illegal“ überschreiten.

Minderjährige sollen auch, „sofern es dem Wohl des Minder-
jährigen dient“ mit ihren Familienmitgliedern zusammenge-
führt werden. Wobei ein weiter gefasster Familienbegriff zur
Anwendung kommt: Minderjährige Flüchtlinge können nicht
nur mit ihren Eltern, sondern auch mit anderen Verwandten
(Geschwister, Onkel, Tante, Großeltern), zusammengeführt
werden. Zuständig für die Durchführung des Verfahrens ist
dann der Staat, in dem sich diese Verwandten aufhalten.

Praxisbeispiel: Ein zehnjähriger afghanischer Bub flüchtet mit
dem zwanzigjährigen Bruder seines Vaters nach Europa. In
Österreich werden die beiden getrennt. Dem Onkel gelingt die

Weiterreise nach Belgien, der Bub kommt in ein Kriseninterven-
tionszentrum der Kinder- und Jugendhilfe – später zu einer
Pflegefamilie. Nachdem der Kontakt zum Onkel wiederherge-
stellt wurde, ist eine Familienzusammenführung in Belgien
möglich. Es muss allerdings überprüft werden, ob eine solche
Zusammenführung dem Kindeswohl entspricht.

2. Gibt es Familienmitglieder in Österreich oder in einem 
anderen Dublin-Staat? (Art. 9 bis 11) 
Wenn ein/e Familienangehörige/r eines/einer AsylwerberIn in
einem anderen Mitgliedsstaat bereits internationalen Schutz
erhalten hat, ist dieser Staat zuständig. Dasselbe gilt, wenn der
Asylantrag gestellt wurde und es noch keine Entscheidung in
erster Instanz gibt. Wurde der Antrag bereits abgelehnt und
befindet sich in der Berufungsinstanz gibt es keine Familienzu-
sammenführung. In beiden Fällen ist die Zustimmung der 
Familienmitglieder zur Zusammenführung erforderlich. 

Praxisbeispiel 1: Ein Ehepaar mit einem siebenjährigen Sohn
wurde auf der Flucht getrennt. Der Mann erreicht mit dem
Buben das ursprüngliche Ziel Frankreich, wo sie einen Asylan-
trag stellen. Die Frau stellt in Österreich einen Asylantrag und
wird mit ihrem Mann und Sohn in Frankreich zusammengeführt.

Praxisbeispiel 2: Eine fünfköpfige Familie wurde getrennt.
Dem Vater ist es gelungen mit den beiden älteren Kindern nach
Österreich zu kommen und einen Asylantrag zu stellen. Die
Mutter und die einjährige Tochter sind in Griechenland zurück-
geblieben. In Griechenland gelingt es der Frau nicht einen An-
trag einzubringen. Obwohl Österreich für die Bearbeitung aller
Anträge zuständig wäre, gestaltet sich die Familienzusammen-
führung schwierig. Der Ausgang bleibt ungewiss. Schließlich
macht sich die Frau mit dem Kind auf eigene Faust auf den 
(illegalen) Weg nach Österreich.

Wer gehört zur Familie?
Die Kernfamilie (Ehe-/Lebenspartner und minderjährige Kinder 
und ihre Eltern). 
Für die Familienzusammenführung werden auch andere Famili-
enangehörige erfasst, wenn eine/r der Familienangehörigen
hilfsbedürftig ist, bzw. von der Unterstützung der Angehörigen
abhängig ist (Alter, Krankheit oder Schwangerschaft). (Art. 16)

Praxisbeispiel: Ein neunzehnjähriger Syrer möchte zu seiner
fünfundzwanzigjährigen Schwester, die in den Niederlanden
lebt. Er wird in Österreich aufgegriffen und stellt einen Asylan-
trag. Eine Zusammenführung der Geschwister ist nicht mög-
lich, da sie beide volljährig sind.

Was geschieht, wenn ein Teil der Familie in einem und der
andere Teil in einem anderen Mitgliedsstaat einen Asylan-
trag gestellt hat?

asylKOORDINATEN

asylkoordination
österreich

RANGFOLGE DER ZUSTÄNDIGKEITSKRITERIEN
• Minderjährige (unbegleitete) – Art. 8
• Familienangehörige mit int. Schutzstatus – Art. 9
• Familienangehörige, die Antragsteller sind – Art. 10
• Mehrere Familienangehörige stellen Antrag – Art. 11
• Aufenthaltstitel / Visa – Art. 12
• (illegale) Einreise und/oder Aufenthalt – Art. 13
• Visafreie Einreise – Art. 14
• Transitbereich eines Flughafens – Art. 15
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lische Wohl und vor allem die Gesundheit des Kindes sicher-
stellen, das Kind nach Fähigkeiten und Neigungen fördern und 
dabei die Entwicklung und das Urteilsvermögen berücksichti-
gen. Die/Der Obsorgeberechtigte trägt Verantwortung für die 
Ausbildung in Schule und Beruf. Erziehung hat also eine große 
Bandbreite, umfasst beispielsweise die Schulwahl, aber auch 
die Vermittlung von Regeln und jede Art lebenspraktischer 
Kompetenzen. 

Gesetzliche Vertretung

Unter gesetzlicher Vertretung versteht man allgemein die 
Berechtigung und Verpflichtung, im Namen des Kindes „nach 
außen hin“ – also im Verhältnis zu anderen Personen – wirk-
same Rechtshandlungen vorzunehmen. Unter die gesetzliche 
Vertretung fällt beispielsweise die Vertretung des Kindes vor 
Behörden, der Abschluss eines Vertrags oder die Zustimmung zu 
einer Operation.

Bei UMF kommt zusätzlich die Vertretung im Asylverfahren 
hinzu. Im Zulassungsverfahren gibt es bei UMF noch keine  
obsorgeberechtigte Person oder Stelle. UMF bekommen 
Rechtsberater_innen zur Seite gestellt, die die gesetzliche 
Vertretung der Minderjährigen bis zum Ende des Zulassungs-
verfahrens übernehmen. Die Rechtsberater_innen haben  
die rechtliche Vertretung allerdings nur rund um das Asyl-
verfahren, ansonsten dürfen sie keine rechtliche Vertretung 
übernehmen.

Werden die minderjährigen Asylwerber_innen zum inhaltlichen 
Asylverfahren zugelassen, obliegt die rechtliche Vertretung der 
Obsorgeberechtigten, in der Regel der Kinder- und Jugendhilfe. 
In Wien ist das die MA11, in manchen anderen Bundesländern 
wird diese Aufgabe an NGOs ausgelagert.

Die Rechtsvertreter sind bei jeder Befragung der minderjährigen 
Flüchtlinge anwesend. War dies zum Beispiel bei der Erstbefra-
gung nicht der Fall, kann verlangt werden, dass diese im Beisein 
einer Rechtsvertreterin/eines Rechtsvertreters wiederholt wird. 

Gerade UMF benötigen eine umfassende Rechtsvertretung,  
um im Sinne des Kindeswohles ein faires Verfahren zu gewähr-
leisten. Dies beinhaltet in der Regel:

• Aufklärung über den Inhalt und Ablauf des Asyl-
verfahrens und Perspektivenabklärung,

• Vorbereitungs- und Nachbereitungsgespräche zu 
Einvernahmen am Bundesamt für Fremdenwesen 
und Asyl (BFA), 

• Begleitungen zur Einvernahme am BFA, 

• Einbringen von Stellungnahmen und Beweisanträgen 
sowie Unterstützung bei der Beschaffung von Beweis-
mitteln, 

• „Übersetzungen“ von Bescheiden für die Kinder und 
Jugendlichen und Erörterung der Konsequenzen, 

• Beschwerdeführung, Vorbereitungs- und Nachberei-
tungsgespräche zur Verhandlung beim Bundesver-
waltungsgericht (BVwG) sowie 

• die Begleitung zur Verhandlung beim BVwG. 

Hinsichtlich der rechtlichen Vertretung im Asylverfahren gibt es  
in den Bundesländern verschiedene Modelle. In Wien erfolgt  
die Rechtsvertretung durch die MA11 selbst, in einer eigenen 
Abteilung. Das ist auch in Niederösterreich und Tirol so, auch  
da erfolgt die Rechtsvertretung durch eine Abteilung der Kinder- 
und Jugendhilfe. 

In den anderen Bundesländern wird die Rechtsvertretung an Dritte 
(NGOs) ausgelagert. Im Burgenland, der Steiermark, Vorarlberg 
und Kärnten überträgt die Kinder- und Jugendhilfe die gesetzliche 
Vertretung zumeist der Diakonie oder der Caritas, in Oberösterreich 
und Salzburg wird die gesetzliche Vertretung gemeinsam mit der 
Pflege und Erziehung an die betreuenden Einrichtungen übertra-
gen, die dann eigene Rechtsberater_innen engagieren. Auch im 
Asylrecht spezialisierte Anwält_innen werden von der Kinder- und 
Jugendhilfe bzw. den zuständigen NGOs in manchen Fällen hinzu-
gezogen.
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Bei gleichzeitiger oder in großer zeitlicher Nähe erfolgender An-
 tragstellung ist der Mitgliedsstaat zuständig, der für die Mehr-
heit der Familienangehörigen zuständig ist. Andern falls der Mit  -
gliedsstaat, der für das älteste Familienmitglied zuständig ist.

3. Hat der/die AsylwerberIn einen gültigen Aufenthaltsti-
tel oder ein Visum? (Art. 12)
Besitzt der/die AntragstellerIn einen gültigen Aufenthaltstitel
oder ein gültiges Schengen-Visum, so ist der Mitgliedsstaat, der
den Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, für die 
Prüfung des Asylantrags zuständig.
Praxisbeispiel:
Ein Flüchtling aus dem Iran reist mit einem in Frankreich ausge-
stellten Schengen-Visum in Österreich ein und stellt hier einen
Asylantrag. Weil nach Art. 12 Dublin-VO Frankreich zuständig
ist, wird er nach Frankreich abgeschoben.

4. Durfte die/der AsylwerberIn in einen Mitgliedsstaat
ohne Visum einreisen? 
Es ist jener Mitgliedsstaat für die Bearbeitung eines Asylantrags
zuständig, der jemanden ohne Visum einreisen ließ. (Art. 14) 

5. Hat der/die AsylwerberIn den Asylantrag im Transitbe-
reich eines Flughafens gestellt?
Es ist jener Mitgliedsstaat zuständig, auf dessen Territorium im
Transitbereich eines Flughafens der Antrag gestellt wurde. (Art. 15)

Freiwillige Übernahme

Auch wo Bedingungen für eine Überstellung in ein anderes
Land erfüllt sind, muss eine Abschiebung nicht zwingend erfol-
gen (Art. 17 Abs. 1). Jeder Mitgliedsstaat kann beschließen die
Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens freiwil-
lig zu übernehmen. Dies kann zum Beispiel bei besonders ver-
letzlichen Gruppen passieren. 

Welche Rechtsmittel sind gegen eine 
Dublin-Entscheidung möglich?

Gegen einen negativen Dublin-Bescheid kann innerhalb von 
7 Tagen eine Beschwerde beim Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) eingereicht werden. Das BFA übermittelt den Fall
an das für die Beschwerde zuständige Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG).

Das BVerwG entscheidet innerhalb von 7 Tagen über ein
Aufenthaltsrecht während des Beschwerdeverfahrens (auf-
schiebende Wirkung). Diese Frist beginnt aber ab tatsächlichem
EINLANGEN der Akte beim BVerwG zu laufen.

Wird keine aufschiebende Wirkung (Aufenthaltsrecht
während der Beschwerde) zuerkannt bzw. verstreicht die Frist
ohne Reaktion des BVerwG, kann eine Abschiebung trotz lau-
fender Beschwerde erfolgen.

Wird einer Beschwerde stattgegeben darf der/die Betroffene
wieder nach Österreich einreisen und bekommt die weiße
Karte. Aber: Nicht immer beginnt damit auch das inhaltliche
Asylverfahren, möglicherweise waren nur Verfahrensfehler 
für die Entscheidung des Gerichts ausschlaggebend und das
Dublin-Verfahren wird fortgesetzt.

Argumente für einen freiwilligen
Selbsteintritt 

Relevante Aspekte sind: Probleme bei der medizinischen Ver-
sorgung, dem Zugang zum Asylverfahren, den Verfahrensstan-
dards (professionelle DolmetscherInnen, rechtsstaatliche An -
hörung, wirksame Rechtsmittel etc.), Mängel bei der Unterbrin-
gung und sozialen Unterstützung, sowie drohende Inhaftie-
rung, Reiseunfähigkeit bzw. andere Überstellungshindernisse.
Außerdem: Negative Auswirkung der Abschiebung auf psychi-
sche und/oder physische Gesundheit.

Wichtig ist somit, Information über Erkrankungen an
Behörden weiterzuleiten, einschließlich ärztlicher Atteste und
Gutachten. Zur Begründung einer Beschwerde können auch Er-
 fahrungsberichte über Probleme im Transitland erstellt werden.
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Die teilnehmenden Staaten
Neben den EU-Mitgliedsstaaten wenden auch Nicht-Mitgliedsstaaten, wie 
Norwegen, Island, die Schweiz und Liechtenstein durch ein Übereinkommen
mit der EU die Dublin-Instrumente an.

Dublin-Verordnung

Nicht EU-Mitgliedstaaten, die Dublin III-VO anwenden
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Die Pflege und Erziehung als ein Teil der Obsorge wird bei UMF 
in der Regel von der Kinder- und Jugendhilfe an Betreuungsein-
richtungen (oft von NGOs geführt) übertragen. Die Kinder- und 
Jugendhilfe hat aber weiterhin die Obsorge inne und daher sind 
relevante Ereignisse umgehend der Kinder- und Jugendhilfe (in 
Wien der MA11) zu melden.

Die mit diesem Teil der Obsorge ausgestattete Einrichtung muss 
eine altersadäquate Tagesstruktur bieten und Angebote in den 
Bereichen Bildung, Sport und Freizeit bereitstellen. Hierbei muss 
die/der Obsorgeberechtigte das körperliche, geistige und see-
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allerdings nur hinsichtlich der Rechtsvertretung im Asylverfahren 
nachgekommen. Nur in Einzelfällen übernimmt die zuständige 
Kinder- und Jugendhilfe auch die anderen Aspekte der Obsorge. 
Während des Aufenthaltes in der Bundesbetreuung (Traiskirchen 
oder Reichenau/Rax) haben UMF also keine Obsorgeberechtigte.

Sobald die Obsorge übertragen ist, übernimmt die Kinder- und 
Jugendhilfe alle Aufgaben der Obsorgeberechtigten. Obsorge um-
fasst immer drei Bereiche: Pflege und Erziehung (§ 160 ff ABGB), 
Vermögensverwaltung (§§ 164 ff ABGB) und schließlich die recht-
liche Vertretung (§§ 167 ff ABGB), die im Asylverfahren besonders 
wichtig ist. Die Kinder- und Jugendhilfe (in Wien die MA11) kann 
einen oder mehrere Bereiche der Obsorge an andere geeignete 
Betreuungseinrichtungen (z.B. von NGOs) übertragen.

Pflege und Erziehung

Pflege und Erziehung bedeutet die tatsächliche Betreuung und 
Beaufsichtigung des Kindes und die Vertretung gegenüber 
Dritten. Unter Pflege und Erziehung fallen etwa Unterbringung, 
Verköstigung, Beaufsichtigung und das Aufenthaltsbestimmungs-
recht. Das heißt, die obsorgeberechtigte Person bestimmt den 
Wohnort des Kindes und entscheidet, wann, wo und wie lange 
er/sie sich (alleine) aufhalten darf, wobei hier bei UMF asyl- bzw. 
grundversorgungsrechtliche Einschränkungen hinzukommen.  
Das Ausmaß der Aufenthaltsbestimmung ist vom Alter und der 
Reife des Kindes abhängig. 
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Die Grundregel

Entsprechend dem Verantwortungsprinzip, soll das Asylverfah-
ren in jenem Staat durchgeführt werden, der die Einreise in die
EU zugelassen hat. Es gibt allerdings eine Reihe von Zuständig-
keitskriterien die diese Grundregel einschränken oder präzisie-
ren. Die Prüfung der Zuständigkeitskriterien der Dublin-III-VO
wird in festgelegter Reihenfolge durchgeführt.

Zuständigkeitskriterien

1. Handelt es sich um einen unbegleiteten Minderjährigen?
(Art. 8) 
Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge gibt es günstigere
Kriterien: Hier ist in der Regel der Staat zuständig, in dem sich
der Minderjährige sich aufhält. 

Praxisbeispiel: Ein somalischer UMF kommt aus Libyen über
das Mittelmeer nach Italien und wird dort registriert. Nach sei-
ner Weiterreise durchquert er unbemerkt Österreich, wird aber
in Deutschland von den Behörden aufgegriffen. Mit Hilfe von
Schleppern gelangt er schließlich nach Schweden, wo er einen
Asylantrag stellt. Schweden ist für die Durchführung des Asyl-
verfahrens zuständig, er muss nicht befürchten nach Deutsch-
land oder Italien zurückgeschoben zu werden. Dies bedeutet
allerdings nicht, dass der somalische UMF sich legal von Italien
nach Schweden hätte begeben können. Er musste auch inner-
halb der EU jede Grenze „illegal“ überschreiten.

Minderjährige sollen auch, „sofern es dem Wohl des Minder-
jährigen dient“ mit ihren Familienmitgliedern zusammenge-
führt werden. Wobei ein weiter gefasster Familienbegriff zur
Anwendung kommt: Minderjährige Flüchtlinge können nicht
nur mit ihren Eltern, sondern auch mit anderen Verwandten
(Geschwister, Onkel, Tante, Großeltern), zusammengeführt
werden. Zuständig für die Durchführung des Verfahrens ist
dann der Staat, in dem sich diese Verwandten aufhalten.

Praxisbeispiel: Ein zehnjähriger afghanischer Bub flüchtet mit
dem zwanzigjährigen Bruder seines Vaters nach Europa. In
Österreich werden die beiden getrennt. Dem Onkel gelingt die

Weiterreise nach Belgien, der Bub kommt in ein Kriseninterven-
tionszentrum der Kinder- und Jugendhilfe – später zu einer
Pflegefamilie. Nachdem der Kontakt zum Onkel wiederherge-
stellt wurde, ist eine Familienzusammenführung in Belgien
möglich. Es muss allerdings überprüft werden, ob eine solche
Zusammenführung dem Kindeswohl entspricht.

2. Gibt es Familienmitglieder in Österreich oder in einem 
anderen Dublin-Staat? (Art. 9 bis 11) 
Wenn ein/e Familienangehörige/r eines/einer AsylwerberIn in
einem anderen Mitgliedsstaat bereits internationalen Schutz
erhalten hat, ist dieser Staat zuständig. Dasselbe gilt, wenn der
Asylantrag gestellt wurde und es noch keine Entscheidung in
erster Instanz gibt. Wurde der Antrag bereits abgelehnt und
befindet sich in der Berufungsinstanz gibt es keine Familienzu-
sammenführung. In beiden Fällen ist die Zustimmung der 
Familienmitglieder zur Zusammenführung erforderlich. 

Praxisbeispiel 1: Ein Ehepaar mit einem siebenjährigen Sohn
wurde auf der Flucht getrennt. Der Mann erreicht mit dem
Buben das ursprüngliche Ziel Frankreich, wo sie einen Asylan-
trag stellen. Die Frau stellt in Österreich einen Asylantrag und
wird mit ihrem Mann und Sohn in Frankreich zusammengeführt.

Praxisbeispiel 2: Eine fünfköpfige Familie wurde getrennt.
Dem Vater ist es gelungen mit den beiden älteren Kindern nach
Österreich zu kommen und einen Asylantrag zu stellen. Die
Mutter und die einjährige Tochter sind in Griechenland zurück-
geblieben. In Griechenland gelingt es der Frau nicht einen An-
trag einzubringen. Obwohl Österreich für die Bearbeitung aller
Anträge zuständig wäre, gestaltet sich die Familienzusammen-
führung schwierig. Der Ausgang bleibt ungewiss. Schließlich
macht sich die Frau mit dem Kind auf eigene Faust auf den 
(illegalen) Weg nach Österreich.

Wer gehört zur Familie?
Die Kernfamilie (Ehe-/Lebenspartner und minderjährige Kinder 
und ihre Eltern). 
Für die Familienzusammenführung werden auch andere Famili-
enangehörige erfasst, wenn eine/r der Familienangehörigen
hilfsbedürftig ist, bzw. von der Unterstützung der Angehörigen
abhängig ist (Alter, Krankheit oder Schwangerschaft). (Art. 16)

Praxisbeispiel: Ein neunzehnjähriger Syrer möchte zu seiner
fünfundzwanzigjährigen Schwester, die in den Niederlanden
lebt. Er wird in Österreich aufgegriffen und stellt einen Asylan-
trag. Eine Zusammenführung der Geschwister ist nicht mög-
lich, da sie beide volljährig sind.

Was geschieht, wenn ein Teil der Familie in einem und der
andere Teil in einem anderen Mitgliedsstaat einen Asylan-
trag gestellt hat?

asylKOORDINATEN

asylkoordination
österreich

RANGFOLGE DER ZUSTÄNDIGKEITSKRITERIEN
• Minderjährige (unbegleitete) – Art. 8
• Familienangehörige mit int. Schutzstatus – Art. 9
• Familienangehörige, die Antragsteller sind – Art. 10
• Mehrere Familienangehörige stellen Antrag – Art. 11
• Aufenthaltstitel / Visa – Art. 12
• (illegale) Einreise und/oder Aufenthalt – Art. 13
• Visafreie Einreise – Art. 14
• Transitbereich eines Flughafens – Art. 15
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Hinsichtlich der rechtlichen Vertretung im Asylverfahren  
gibt es in den Bundesländern verschiedene Modelle. In Wien  
erfolgt die Rechtsvertretung durch die MA11 selbst, in einer  
eigenen Abteilung. Auch in Niederösterreich und Tirol erfolgt  
die Rechtsvertretung durch eine Abteilung der Kinder- und  
Jugendhilfe.



yl
Vermögensverwaltung

Obsorgeberechtigte haben die Pfl icht, das Vermögen (z.B. Erspar-
tes oder Erbe) des ihnen anvertrauten Kindes zu verwalten, zu 
erhalten und nach Möglichkeiten zu vermehren. Die Vorschriften 
über die Vermögensverwaltung sind nur dann relevant, wenn ein 
nennenswertes Vermögen des Kindes bzw. minderjährigen Ju-
gendlichen vorhanden ist. Da UMF in der Regel über kein solches 
Vermögen verfügen, ist dieser Teil der Obsorge bei minderjähri-
gen Gefl üchteten zumeist nicht besonders relevant.

Hintergrund und Entwicklungen

Nach wie vor gibt es große Defi zite in der Regelung der Obsorge 
für UMF, obwohl in den letzten fünzehn Jahren wesentliche 
Fortschritte in diesem Bereich erzielt werden konnten. Bis zum 
Jahr 2005 wurde nämlich in Österreich die Obsorgepfl icht bei 
UMF überhaupt nicht (als Problem) wahrgenommen. Es gelang 
den NGOs im Flüchtlingsbereich trotz jahrelanger Lobbyarbeit 
nur selten, die Verantwortlichen in der Kinder- und Jugendhilfe 
davon zu überzeugen, dass sie verpfl ichtet sind, die Regelung 
der Obsorge von UMF bei Gericht zu beantragen. 

Am 19.10.2005 erklärte der Oberste Gerichtshof (7Ob209/05v), 
dass UMF eine obsorgeberechtigte Person oder Stelle zur Seite 
zu stellen ist. Heute wird der überwiegenden Mehrzahl der 
UMF nach der Zulassung zum Asylverfahren ein_e Obsorgebe-
rechtigte_r zur Seite gestellt. Die Entscheidung besagt 
aber auch, dass erst ab dem so genannten „gewöhnlichen 
Aufenthalt“ eines Kindes in Österreich die Übertragung der 
Obsorge notwendig sei. Allerdings wird dieser „gewöhnliche 
Aufenthalt“ von den Gerichten im Allgemeinen erst ab einer 
Aufenthaltsdauer von ungefähr sechs Monaten und der weit-
gehenden Integration des Kindes angenommen. Das führt 
dazu, dass besonders während des Zulassungsverfahrens die 
Obsorge weiterhin ungeklärt bleibt. Die Forderung der NGOs 
und der Kinder-0  und Jugendanwaltschaften nach einer „Obsor-
ge ab dem ersten Tag“ wartet immer noch auf ihre Durch-
setzung.

Auch nach dem Zulassungsverfahren werden in der täglichen 
Praxis die Verpfl ichtungen der Obsorge oft nur unzureichend 
wahrgenommen. Oft kennen Kinder oder minderjährige Jugend-
liche die für sie obsorgeberechtigte Person nicht einmal persön-
lich. Es gibt allerdings auch positive Beispiele, wo sich die Verant-
wortlichen sehr eingehend mit den minderjährigen Flüchtlingen 
auseinandersetzen.
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Obsorge minderjähriger Flüchtlinge ylannehmen, dass diese aus dem Westen Geld mitbringen. Aber 

auch medizinische Probleme sind kaum zu lösen. Selbst Hilfe in 
Notfällen ist mit den 15 (!) verfügbaren Krankenwagen in der 
Millionenstadt Kabul nicht gewährleistet.

In Österreich bekamen 2017 mehr als 80 % der afghanischen Flücht-
linge entweder Asyl oder subsidiären Schutz zuerkannt. Die häufi ge 
Unterstellung, die meisten Afghanen hätten nur wirtschaftliche 
Gründe für ihre Flucht, wird von dieser Statistik eindeutig widerlegt. 
Richtig ist, dass die erste Instanz, das Bundesamt für Fremdenwesen 
und Asyl (BFA) in den letzten Monaten sehr häufi g negative Entschei-
dungen fällt und die Betroffenen in die Beschwerdeinstanz (Bundes-
verwaltungsgericht, BVwG) gehen müssen.

Die häufi gen negativen Bescheide könnten auch damit zu tun 
haben, dass nach der Unterzeichnung des zynischerweise „Joint 
Way Forward“ betitelten Abkommens zwischen der EU und 
Afghanistan im Oktober 2016, abgelehnte AsylwerberInnen 
leichter abgeschoben werden können. Afghanische Botschaften 
stellen nun erstmals wieder für abgelehnte AsylwerberInnen 
fehlende Reisepapiere aus. Im Gegenzug erhält das Land 
1,2 Milliarden Euro Finanzhilfen bis 2020.

Dazu kommen häufi ge negative Schlagzeilen und eine Diffamie-
rungskampagne der InnenministerInnen. So startete Johanna 
Mikl-Leitner im März 2016 eine Kampagne unter dem Hashtag 
„Wirtschaftsfl üchtlinge“ und auch der nachfolgende Innenminister 
Wolfgang Sobotka spricht von Afghanen mit Vorliebe in Zusammen-
hang mit Drogen- oder Sexualdelikten und setzte neben zwangs-
weisen Abschiebungen auch auf „freiwillige“ Rückkehr 
(Sobotka-1.000er).

Die asylkoordination österreich will der Diffamie-
rung aller AfghanInnen gegensteuern und bietet 
gemeinsam mit jungen afghanischen Flüchtlin-
gen Workshops für Schulen an. „Stationen einer 
Flucht“ oder „Afghanische Drachen am österrei-
chischen Himmel“ bieten Informationen aus erster 
Hand über das vom Krieg gezeichnete Land und 
die Flucht nach Europa.

Afghanistan ist kein sicheres Land – nicht für seine Bewohne-
rInnen, erst recht nicht für Flüchtlinge und RückkehrerInnen. 
Afghanische Flüchtlinge müssen deshalb in Österreich weiterhin 
Aufnahme und Schutz erhalten. Abschiebungen nach Afghanis-
tan verstoßen gegen das in der Europäischen Menschenrechts-
konvention verankerte Verbot, Menschen in Länder zurückzu-
schieben, in denen ihnen Gefahr für Leib und Leben droht.

asyl  aktuel l  2a/2017  Ze i tschr i f t  der  asylkoordinat ion österre ich  |  Se i te  4asylKOORDINATEN
Afghanistan ist nicht sicher

FORDERUNGEN

• Afghanische Flüchtlinge müssen weiter-
hin Aufnahme und Schutz erhalten

• Stopp der Abschiebungen nach Afgha-
nistan und in andere Krisenregionen

• Verlängerung von subsidiärem Schutz 
auch nach Vollendung des 17. Lebens-
jahres

• Anerkennung von Patenschaften oder 
ähnlichen familienähnlichen Beziehun-
gen als schützenswertes Privat- und 
Familienleben 

• Zugang zu Sprach- und anderen Kurs-
maßnahmen (Integrationsjahr, Kom-
petenzcheck etc.) schon während des 
Asylverfahrens 

• Außenpolitisches Engagement zur 
Beilegung des Konfl ikts in Afghanistan 
und anderen Krisenregionen.
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Obsorge für unbegleitete  
Kinderflüchtlinge

asylkoordinaten 9 der asylkoodrination österreich

Eltern haben Rechte und Pflichten gegenüber ihren minderjährigen Kindern – im juristischen Fachbegriff  
sprechen wir von Obsorge. Obsorge umfasst Fragen der Erziehung ebenso wie die gesetzliche Vertretung  
oder die Verwaltung von Vermögen. Was aber, wenn die Eltern nicht verfügbar sind?

Wenn Minderjährige sich ohne Obsorgeberechtigte in Öster-
reich aufhalten oder Eltern aus anderen Gründen die Obsorge 
nicht ausüben können, sollte die Obsorge Verwandten oder 
anderen besonders geeigneten Personen gerichtlich übertragen 
werden. Stehen solche nicht zur Verfügung, so überträgt das 
Pflegschaftsgericht die Obsorge dem zuständigen Kinder- und 
Jugendhilfeträger (z.B. in Wien der MA11). Zuständig ist das 
Bezirksgericht am Wohnort des/der Minderjährigen.

Denkt man an unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (UMF), 
so wird schnell klar, dass die Eltern dieser Kinder nur schwer in 
der Lage sein können, vom Herkunftsland aus alle ihre Rechte 
und Pflichten zu erfüllen. Da sie eben ohne Eltern und in der 
Regel ohne geeignete Verwandte nach Österreich kommen und 

daher über keine Obsorgeberechtigten in Österreich verfügen, wird 
die Obsorge von der Kinder- und Jugendhilfe (in Wien der MA11) 
übernommen – dies geschieht zumeist erst nach Zulassung zum 
Asylverfahren.

In der Regel stellt die Kinder- und Jugendhilfe einen Antrag auf 
Übertragung der Obsorge, welchem das jeweilige Bezirksgericht im 
Normalfall nachkommt. Aber auch ohne Obsorgeübertragung von 
einem Gericht ist die zuständige Kinder- und Jugendhilfe für das 
Kind verantwortlich.

Laut UN-Kinderrechtskonvention (KRK) sollten Kinder von Anfang 
an, also ab ihrer Ankunft oder Identifizierung als UMF Obsorge-
berechtigte haben. Während des Zulassungsverfahrens wird dem 

Foto: XXXX

Bei gleichzeitiger oder in großer zeitlicher Nähe erfolgender An-
 tragstellung ist der Mitgliedsstaat zuständig, der für die Mehr-
heit der Familienangehörigen zuständig ist. Andern falls der Mit  -
gliedsstaat, der für das älteste Familienmitglied zuständig ist.

3. Hat der/die AsylwerberIn einen gültigen Aufenthaltsti-
tel oder ein Visum? (Art. 12)
Besitzt der/die AntragstellerIn einen gültigen Aufenthaltstitel
oder ein gültiges Schengen-Visum, so ist der Mitgliedsstaat, der
den Aufenthaltstitel oder das Visum ausgestellt hat, für die 
Prüfung des Asylantrags zuständig.
Praxisbeispiel:
Ein Flüchtling aus dem Iran reist mit einem in Frankreich ausge-
stellten Schengen-Visum in Österreich ein und stellt hier einen
Asylantrag. Weil nach Art. 12 Dublin-VO Frankreich zuständig
ist, wird er nach Frankreich abgeschoben.

4. Durfte die/der AsylwerberIn in einen Mitgliedsstaat
ohne Visum einreisen? 
Es ist jener Mitgliedsstaat für die Bearbeitung eines Asylantrags
zuständig, der jemanden ohne Visum einreisen ließ. (Art. 14) 

5. Hat der/die AsylwerberIn den Asylantrag im Transitbe-
reich eines Flughafens gestellt?
Es ist jener Mitgliedsstaat zuständig, auf dessen Territorium im
Transitbereich eines Flughafens der Antrag gestellt wurde. (Art. 15)

Freiwillige Übernahme

Auch wo Bedingungen für eine Überstellung in ein anderes
Land erfüllt sind, muss eine Abschiebung nicht zwingend erfol-
gen (Art. 17 Abs. 1). Jeder Mitgliedsstaat kann beschließen die
Zuständigkeit für die Durchführung des Asylverfahrens freiwil-
lig zu übernehmen. Dies kann zum Beispiel bei besonders ver-
letzlichen Gruppen passieren. 

Welche Rechtsmittel sind gegen eine 
Dublin-Entscheidung möglich?

Gegen einen negativen Dublin-Bescheid kann innerhalb von 
7 Tagen eine Beschwerde beim Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) eingereicht werden. Das BFA übermittelt den Fall
an das für die Beschwerde zuständige Bundesverwaltungsge-
richt (BVerwG).

Das BVerwG entscheidet innerhalb von 7 Tagen über ein
Aufenthaltsrecht während des Beschwerdeverfahrens (auf-
schiebende Wirkung). Diese Frist beginnt aber ab tatsächlichem
EINLANGEN der Akte beim BVerwG zu laufen.

Wird keine aufschiebende Wirkung (Aufenthaltsrecht
während der Beschwerde) zuerkannt bzw. verstreicht die Frist
ohne Reaktion des BVerwG, kann eine Abschiebung trotz lau-
fender Beschwerde erfolgen.

Wird einer Beschwerde stattgegeben darf der/die Betroffene
wieder nach Österreich einreisen und bekommt die weiße
Karte. Aber: Nicht immer beginnt damit auch das inhaltliche
Asylverfahren, möglicherweise waren nur Verfahrensfehler 
für die Entscheidung des Gerichts ausschlaggebend und das
Dublin-Verfahren wird fortgesetzt.

Argumente für einen freiwilligen
Selbsteintritt 

Relevante Aspekte sind: Probleme bei der medizinischen Ver-
sorgung, dem Zugang zum Asylverfahren, den Verfahrensstan-
dards (professionelle DolmetscherInnen, rechtsstaatliche An -
hörung, wirksame Rechtsmittel etc.), Mängel bei der Unterbrin-
gung und sozialen Unterstützung, sowie drohende Inhaftie-
rung, Reiseunfähigkeit bzw. andere Überstellungshindernisse.
Außerdem: Negative Auswirkung der Abschiebung auf psychi-
sche und/oder physische Gesundheit.

Wichtig ist somit, Information über Erkrankungen an
Behörden weiterzuleiten, einschließlich ärztlicher Atteste und
Gutachten. Zur Begründung einer Beschwerde können auch Er-
 fahrungsberichte über Probleme im Transitland erstellt werden.
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Die teilnehmenden Staaten
Neben den EU-Mitgliedsstaaten wenden auch Nicht-Mitgliedsstaaten, wie 
Norwegen, Island, die Schweiz und Liechtenstein durch ein Übereinkommen
mit der EU die Dublin-Instrumente an.

Dublin-Verordnung

Nicht EU-Mitgliedstaaten, die Dublin III-VO anwenden

ylannehmen, dass diese aus dem Westen Geld mitbringen. Aber 
auch medizinische Probleme sind kaum zu lösen. Selbst Hilfe in 
Notfällen ist mit den 15 (!) verfügbaren Krankenwagen in der 
Millionenstadt Kabul nicht gewährleistet.

In Österreich bekamen 2017 mehr als 80 % der afghanischen Flücht-
linge entweder Asyl oder subsidiären Schutz zuerkannt. Die häufi ge 
Unterstellung, die meisten Afghanen hätten nur wirtschaftliche 
Gründe für ihre Flucht, wird von dieser Statistik eindeutig widerlegt. 
Richtig ist, dass die erste Instanz, das Bundesamt für Fremdenwesen 
und Asyl (BFA) in den letzten Monaten sehr häufi g negative Entschei-
dungen fällt und die Betroffenen in die Beschwerdeinstanz (Bundes-
verwaltungsgericht, BVwG) gehen müssen.

Die häufi gen negativen Bescheide könnten auch damit zu tun 
haben, dass nach der Unterzeichnung des zynischerweise „Joint 
Way Forward“ betitelten Abkommens zwischen der EU und 
Afghanistan im Oktober 2016, abgelehnte AsylwerberInnen 
leichter abgeschoben werden können. Afghanische Botschaften 
stellen nun erstmals wieder für abgelehnte AsylwerberInnen 
fehlende Reisepapiere aus. Im Gegenzug erhält das Land 
1,2 Milliarden Euro Finanzhilfen bis 2020.

Dazu kommen häufi ge negative Schlagzeilen und eine Diffamie-
rungskampagne der InnenministerInnen. So startete Johanna 
Mikl-Leitner im März 2016 eine Kampagne unter dem Hashtag 
„Wirtschaftsfl üchtlinge“ und auch der nachfolgende Innenminister 
Wolfgang Sobotka spricht von Afghanen mit Vorliebe in Zusammen-
hang mit Drogen- oder Sexualdelikten und setzte neben zwangs-
weisen Abschiebungen auch auf „freiwillige“ Rückkehr 
(Sobotka-1.000er).

Die asylkoordination österreich will der Diffamie-
rung aller AfghanInnen gegensteuern und bietet 
gemeinsam mit jungen afghanischen Flüchtlin-
gen Workshops für Schulen an. „Stationen einer 
Flucht“ oder „Afghanische Drachen am österrei-
chischen Himmel“ bieten Informationen aus erster 
Hand über das vom Krieg gezeichnete Land und 
die Flucht nach Europa.

Afghanistan ist kein sicheres Land – nicht für seine Bewohne-
rInnen, erst recht nicht für Flüchtlinge und RückkehrerInnen. 
Afghanische Flüchtlinge müssen deshalb in Österreich weiterhin 
Aufnahme und Schutz erhalten. Abschiebungen nach Afghanis-
tan verstoßen gegen das in der Europäischen Menschenrechts-
konvention verankerte Verbot, Menschen in Länder zurückzu-
schieben, in denen ihnen Gefahr für Leib und Leben droht.
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Afghanistan ist nicht sicher

FORDERUNGEN

• Afghanische Flüchtlinge müssen weiter-
hin Aufnahme und Schutz erhalten

• Stopp der Abschiebungen nach Afgha-
nistan und in andere Krisenregionen

• Verlängerung von subsidiärem Schutz 
auch nach Vollendung des 17. Lebens-
jahres

• Anerkennung von Patenschaften oder 
ähnlichen familienähnlichen Beziehun-
gen als schützenswertes Privat- und 
Familienleben 

• Zugang zu Sprach- und anderen Kurs-
maßnahmen (Integrationsjahr, Kom-
petenzcheck etc.) schon während des 
Asylverfahrens 

• Außenpolitisches Engagement zur 
Beilegung des Konfl ikts in Afghanistan 
und anderen Krisenregionen.
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Vermögensverwaltung

Obsorgeberechtigte haben die Pfl icht, das Vermögen (z.B. Erspar-
tes oder Erbe) des ihnen anvertrauten Kindes zu verwalten, zu 
erhalten und nach Möglichkeiten zu vermehren. Die Vorschriften 
über die Vermögensverwaltung sind nur dann relevant, wenn ein 
nennenswertes Vermögen des Kindes bzw. minderjährigen Ju-
gendlichen vorhanden ist. Da UMF in der Regel über kein solches 
Vermögen verfügen, ist dieser Teil der Obsorge bei minderjähri-
gen Gefl üchteten zumeist nicht besonders relevant.

Hintergrund und Entwicklungen

Nach wie vor gibt es große Defi zite in der Regelung der Obsorge 
für UMF, obwohl in den letzten fünzehn Jahren wesentliche 
Fortschritte in diesem Bereich erzielt werden konnten. Bis zum 
Jahr 2005 wurde nämlich in Österreich die Obsorgepfl icht bei 
UMF überhaupt nicht (als Problem) wahrgenommen. Es gelang 
den NGOs im Flüchtlingsbereich trotz jahrelanger Lobbyarbeit 
nur selten, die Verantwortlichen in der Kinder- und Jugendhilfe 
davon zu überzeugen, dass sie verpfl ichtet sind, die Regelung 
der Obsorge von UMF bei Gericht zu beantragen. 

Am 19.10.2005 erklärte der Oberste Gerichtshof (7Ob209/05v), 
dass UMF eine obsorgeberechtigte Person oder Stelle zur Seite 
zu stellen ist. Heute wird der überwiegenden Mehrzahl der 
UMF nach der Zulassung zum Asylverfahren ein_e Obsorgebe-
rechtigte_r zur Seite gestellt. Die Entscheidung besagt 
aber auch, dass erst ab dem so genannten „gewöhnlichen 
Aufenthalt“ eines Kindes in Österreich die Übertragung der 
Obsorge notwendig sei. Allerdings wird dieser „gewöhnliche 
Aufenthalt“ von den Gerichten im Allgemeinen erst ab einer 
Aufenthaltsdauer von ungefähr sechs Monaten und der weit-
gehenden Integration des Kindes angenommen. Das führt 
dazu, dass besonders während des Zulassungsverfahrens die 
Obsorge weiterhin ungeklärt bleibt. Die Forderung der NGOs 
und der Kinder-0  und Jugendanwaltschaften nach einer „Obsor-
ge ab dem ersten Tag“ wartet immer noch auf ihre Durch-
setzung.

Auch nach dem Zulassungsverfahren werden in der täglichen 
Praxis die Verpfl ichtungen der Obsorge oft nur unzureichend 
wahrgenommen. Oft kennen Kinder oder minderjährige Jugend-
liche die für sie obsorgeberechtigte Person nicht einmal persön-
lich. Es gibt allerdings auch positive Beispiele, wo sich die Verant-
wortlichen sehr eingehend mit den minderjährigen Flüchtlingen 
auseinandersetzen.
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Obsorge minderjähriger Flüchtlinge ylannehmen, dass diese aus dem Westen Geld mitbringen. Aber 

auch medizinische Probleme sind kaum zu lösen. Selbst Hilfe in 
Notfällen ist mit den 15 (!) verfügbaren Krankenwagen in der 
Millionenstadt Kabul nicht gewährleistet.
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und Asyl (BFA) in den letzten Monaten sehr häufi g negative Entschei-
dungen fällt und die Betroffenen in die Beschwerdeinstanz (Bundes-
verwaltungsgericht, BVwG) gehen müssen.

Die häufi gen negativen Bescheide könnten auch damit zu tun 
haben, dass nach der Unterzeichnung des zynischerweise „Joint 
Way Forward“ betitelten Abkommens zwischen der EU und 
Afghanistan im Oktober 2016, abgelehnte AsylwerberInnen 
leichter abgeschoben werden können. Afghanische Botschaften 
stellen nun erstmals wieder für abgelehnte AsylwerberInnen 
fehlende Reisepapiere aus. Im Gegenzug erhält das Land 
1,2 Milliarden Euro Finanzhilfen bis 2020.

Dazu kommen häufi ge negative Schlagzeilen und eine Diffamie-
rungskampagne der InnenministerInnen. So startete Johanna 
Mikl-Leitner im März 2016 eine Kampagne unter dem Hashtag 
„Wirtschaftsfl üchtlinge“ und auch der nachfolgende Innenminister 
Wolfgang Sobotka spricht von Afghanen mit Vorliebe in Zusammen-
hang mit Drogen- oder Sexualdelikten und setzte neben zwangs-
weisen Abschiebungen auch auf „freiwillige“ Rückkehr 
(Sobotka-1.000er).

Die asylkoordination österreich will der Diffamie-
rung aller AfghanInnen gegensteuern und bietet 
gemeinsam mit jungen afghanischen Flüchtlin-
gen Workshops für Schulen an. „Stationen einer 
Flucht“ oder „Afghanische Drachen am österrei-
chischen Himmel“ bieten Informationen aus erster 
Hand über das vom Krieg gezeichnete Land und 
die Flucht nach Europa.

Afghanistan ist kein sicheres Land – nicht für seine Bewohne-
rInnen, erst recht nicht für Flüchtlinge und RückkehrerInnen. 
Afghanische Flüchtlinge müssen deshalb in Österreich weiterhin 
Aufnahme und Schutz erhalten. Abschiebungen nach Afghanis-
tan verstoßen gegen das in der Europäischen Menschenrechts-
konvention verankerte Verbot, Menschen in Länder zurückzu-
schieben, in denen ihnen Gefahr für Leib und Leben droht.
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auch nach Vollendung des 17. Lebens-
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• Anerkennung von Patenschaften oder 
ähnlichen familienähnlichen Beziehun-
gen als schützenswertes Privat- und 
Familienleben 

• Zugang zu Sprach- und anderen Kurs-
maßnahmen (Integrationsjahr, Kom-
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